
b) Hinsichtlich des vor der Konfliktkommission ver­
handelten Arbeitsstreitfalles können die Parteien 
ihre Anträge vor Gericht beschränken oder er­
weitern.

c) Das Gericht darf nach Maßgabe des Gesetzes über
die Anträge der Parteien hinausgehen (§ 37 Abs. 2 
AGO), fehlende Anträge aber nicht ersetzen (vgl. 
OG, Urteil vom 19. Juli 1963 - Za 22/63 -
OGA Bd. 4 S. 184).

Verwertung der Konfliktkommissionsunterlagen
22. Die vom Gericht zur Vorbereitung der münd­
lichen Verhandlung herangezogenen Unterlagen der 
Konfliktkommission sind zum Gegenstand der münd­
lichen Verhandlung zu machen, soweit das für die 
Entscheidung erforderlich ist. An Hand der Unter­
lagen ist die Beachtung der für das Zustandekommen 
von Konfliktkommissionsbeschlüssen maßgebenden 
rechtlichen Bestimmungen sowie der Zeitpunkt der 
Antragstellung, der Inhalt der Anträge, der Zeitpunkt 
der Beschlußfassung und der Aushändigung des Kon­
fliktkommissionsbeschlusses an die Beteiligten fest­
zustellen.
Einbeziehung der Konfliktkommissionsmitglieder 
in die mündliche Verhandlung
23. a) Die Teilnahme von Mitgliedern der Konflikt­

kommission an der mündlichen Verhandlung ist 
vom Gericht zu nutzen, sie durch die Erörte­
rung des Sachverhalts und der Rechte und 
Pflichten der Parteien bei der künftigen Tätig­
keit zur Durchsetzung des sozialistischen Rechts 
im Betrieb zu unterstützen.

b) Das Gericht hat den zur mündlichen Verhand­
lung eingeladenen oder von sich aus erschie­
nenen Konfliktkommissionsmitgliedern Ge­
legenheit zu geben, sich zu dem Arbeitsstreit­
fall. der betrieblichen Situation, aus der er 
hervorgegangen ist, seinen Ursachen und be­
günstigenden Bedingungen und seiner Bedeu­
tung für das Betriebsgeschehen zu äußern, um 
sich ein umfassendes Bild hierüber zu ver­
schaffen.

c) Gibt ein Konfliktkommissionsmitglied dem 
Gericht aus eigener Sachkenntnis Aufschluß 
über das Vorhandensein oder die Wahrheit 
der von einer Partei behaupteten rechtserheb­
lichen Tatsachen, so ist es als Zeuge zu ver­
nehmen.

24. Die Anwesenheit von Konfliktkommissionsmit­
gliedern in der mündlichen Verhandlung und der 
wesentliche Inhalt ihrer Ausführungen sind im Proto­
koll zu vermerken.
Unterstützung der Konfliktkommission durch Hinweise, 
Stellungnahmen und Gerichtskritik
25. Stellt das Gericht in der mündlichen Verhand­
lung fest, daß sachdienliche Empfehlungen gemäß 
Ziff. 16 Konfliktkommissions-Richtlinie nicht beachtet 
wurden, so soll es die Konfliktkommission je nach 
den Umständen des Falles durch Hinweise, Stellung­
nahmen oder den Ausspruch einer Gerichtskritik 
gegenüber dem Adressaten der Empfehlung unter­
stützen.
III. Die Entscheidung des Arbeitsstreitfalles 
und die Auswertung des Verfahrens
Die Entscheidung über die Klage (Einspruch) 
gegen einen Beschluß der Konfliktkommission
26. Stellt das Gericht bei der Überprüfung des Ar­
beitsstreitfalles fest, daß der Beschluß der Sach- und 
Rechtslage entspricht, so ist die Klage (Einspruch) 
in der Entscheidungsformel als unbegründet zurück­

zuweisen, wodurch der Konfliktkommissionsbeschluß 
bestätigt wird.
27. Der Beschluß der Konfliktkommission ist durch 
eine Entscheidung des Gerichts aufzuheben oder für 
gegenstandslos zu erklären, wenn er ganz oder teil­
weise nicht der Sach- und Rechtslage entspricht oder 
wegen anderer rechtlicher Mängel nicht aufrechterhal­
ten werden kann (vgl. Ziff. 13 Buchst, a). Die gericht­
liche Entscheidung muß das Ergebnis des arbeits­
rechtlichen Verfahrens vor der Konfliktkommission 
und dem Gericht in seiner Gesamtheit umfassen.
28. Einigen sich die Parteien im gerichtlichen Ver­
fahren über den Streitgegenstand und ist die Eini­
gung vom Gericht gemäß § 41 AGO als der sozia­
listischen Gesetzlichkeit entsprechend zu bestätigen, 
so ist der Beschluß der Konfliktkommission im Bestä­
tigungsbeschluß für gegenstandslos zu erklären.
29. a) Nimmt der Kläger die Klage (Einspruch) durch

Erklärung gegenüber dem Gericht zurück und 
ist diese vom Gericht gemäß § 43 AGO als 
sachdienlich zu bestätigen, so bleibt der Be­
schluß der Konfliktkommission bestehen. Eines 
besonderen Hinweises auf die Wirksamkeit des 
Beschlusses der Konfliktkommission in der 
Entscheidung des Gerichts bedarf es in diesem 
Falle nicht.

b) Nimmt eine Partei nach Erhebung der Klage 
(Einspruch) den von ihr vor der Konflikt­
kommission gestellten Antrag zurück und ist 
die Rücknahme des Antrages sachdienlich, so 
hat sie das Gericht unter entsprechender An­
wendung des § 43 AGO zu bestätigen. Im 
Bestätigungsbeschluß ist der Beschluß der 
Konfliktkommission für gegenstandslos zu er­
klären.

c) Kann der Beschluß der Konfliktkommission bei 
einer Rücknahme der Klage (Einspruch) nicht 
aufrechterhalten werden, weil er ganz oder 
teilweise nicht der Sach- und Rechtslage ent­
spricht oder andere rechtliche Mängel aufweist 
(Ziff. 27), so ist die Rücknahme der Klage 
(Einspruch) nicht sachdienlich und deshalb 
nicht zu bestätigen. Das Verfahren ist in 
diesem Falle bis zu einem zulässigen prozes­
sualen Ergebnis fortzusetzen. Das Gericht hat 
die Parteien dazu anzuhalten, zur alsbaldigen 
Beendigung des Verfahrens sachdienliche An­
träge zu stellen bzw. Erklärungen abzugeben.

30. Bei Zurückweisung einer unbegründeten Klage 
(Einspruch) oder bei Bestätigung einer sachdienlichen 
Rücknahme der Klage (Einspruch) hat das Gericht in 
seiner Entscheidung erforderlichenfalls den Beschluß 
der Konfliktkommission hinsichtlich der von dem 
Verpflichteten zu erbringenden Leistung, insbesondere 
der Höhe des von ihm zu zahlenden Geldbetrages, zu 
ergänzen (vgl. Richtlinie Nr. 19 des Plenums des Ober­
sten Gerichts, Ziff. 8 Satz 2 und 3 — NJ 1965 S. 634 —).
Zur Tätigkeit des Gerichts im Verfahren 
über den Einspruch des Staatsanwalts
31. Das Gericht hat über die vom Staatsanwalt und 
von den Parteien im Einspruchsverfahren gemäß 
Ziff. 46 Konfliktkommissions-Richtlinie gestellten 
Sachanträge zu entscheiden. Folgt das Gericht einem 
der gestellten Sachanträge ganz oder teilweise nicht, 
so hat es ihn insoweit als unbegründet zurückzu­
weisen.
32. Sofern im Einspruchsverfahren auch nur einer der 
Verfahrensbeteiligten (Staatsanwalt oder Parteien) 
einen Sachantrag zur Entscheidung gestellt hat, kann 
das Verfahren nicht auf Grund der Rücknahme des 
Einspruchs, der Klage (Einspruch) oder des Antrages
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